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A. Problem 

In Deutschland leben heute über sieben MiUionen Menschen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit. Der Anteil der nichtdeut- 
schen Einwohnerinnen und Einwohner an der Gesamtbevölke- 
rung entspricht etwa 8,6%. Die überwiegende Zahl der Auslände- 
rinnen und Ausländer lebt seit mehr als zehn Jahren im Bundes- 
gebiet. Dies ist das Ergebnis eines sich verfestigenden Einwande- 
rungsprozesses. Demgegenüber war Anfang der 60er Jahre, als 
ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von der 
deutschen Wirtschaft angeworben wurden, lediglich eine zeiüich 
befristete Arbeitswanderung beabsichtigt. Tatsächlich hat sich je- 
doch ein unumkehrbarer Einwanderungsprozeß vollzogen. Damit 
steht die Bundesrepublik Deutschland in einer Reihe mit den 
klassischen Einwanderungsländern. Diese gesellschaftliche Reali- 
tät wird bis heute geleugnet. Ausländerinnen und Ausländer un- 
terliegen - trotz jahrzehntelangem Aufenthalt im Bundesgebiet - 
immer noch den Regelungen des Ausländergesetzes. Sie werden 
mit deutschen Staatsangehörigen hinsichtlich ihrer sozialen, 
kulturellen und demokratischen Rechte nicht gleichbehandelt. 
Mittlerweile hat sich ein aus demokratischen Gesichtspunkten 
inakzeptables Geflecht an Statushierarchien heraus gebildet, das 
dazu führt, daß Ausländerinnen und Ausländer aus der Euro- 
päischen Union, aus der Türkei oder aus Marokko über höchst 
imterschiedliche Rechts garantien verfügen. 


B. Lösung 

Es wird ein Gesetz zur Regelung der Rechte von Eingewanderten 
vorgeschlagen, das deren Niederlassung in der Bundesrepubhk 
Deutschland human und hberal regelt und ein gleichberechtigtes 
Zusammenleben aller Menschen in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land zum Ziel hat. Einwanderinnen und Einwanderer, die bereits 
dauerhaft (zumeist mehr als fünf Jahre) in Deutschland leben, er- 
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halten die Niederlassungsberechtigung. In bestimmten Fällen 
wird von dieser Frist abgesehen. Die Berechtigten erhalten - so- 
weit nicht verfassungsrechthche oder völkerrechtliche Schranken 
bestehen - die gleichen Rechte wie deutsche Staatsangehörige. 
Das Gesetz sieht insoweit eine Angleichung an den Status der 
Unionsbürgerinnnen und Unionsbürger vor. Die wünschenswerte 
Gewährleistung des aktiven und passiven Wahlrechts kann auf- 
grund der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ein- 
fachgesetzhch nicht geregelt werden. 

In einigen Bereichen (z.B. Ausweisungsschutz) geht das Nieder- 
lassungsrecht über geltende EU-Regelungen hinaus und verbes- 
sert so auch - zunächst auf nationaler Ebene - den Status der hier 
lebenden EU-Bürgerinnen und -Bürger. Der Bundesminister des 
Innern wird ermächtigt, die Bestimmimgen zur Niederlassung für 
Personen, die sich zu Ausbüdungszwecken in Deutschland auf- 
halten, eigenständig zu regeln. 

Es bleibt einer weiteren Gesetzgebung zur Änderung des Aus- 
länderrechtes Vorbehalten, den Status von Ausländem mit einer 
kürzeren Aufenthaltsfrist neu zu ordnen. Schließlich bleibt eine 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts und des Flüchtlingsrechts 
eine vordringliche Aufgabe. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Mehrkosten für die Durchführung des Gesetzes in einer Höhe, die 
zur Zeit nicht zu beziffern ist. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Niederlassung von Ausländerinnen und Ausländern 
(Niederlassungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Ziel des Gesetzes 

(1) Ziel des Gesetzes ist es, Einwanderinnen und 
Einwanderern, die sich dauerhaft im Bundesgebiet 
niedergelassen haben, 

1. einen Aufenthaltsstatus zu schaffen, der eine an- 
gemessene Lebensplanung sicherstellt, vor Aus- 
weisung schützt und Diskriminierungen verhin- 
dert, 

2. einen Familiennachzug zu garantieren, der das 
Zusammenleben auch mehrerer Generationen er- 
möghcht und den einzelnen Famüienangehörigen 
eigenständige Aufenthaltsrechte schafft. 

(2) Zu diesem Zweck wird Einwanderinnen und 
Einwanderern die Niederlassungsberechtigung erteilt. 
Niederlassungsberechtigte sind Inländern gleichzu- 
stellen, soweit nicht das Völkerrecht oder das Fehlen 
der deutschen Staatsangehörigkeit eine Ungleichbe- 
handlung rechtlich zwingend erfordert. 

§2 

Personenkreis 

(1) Niederlassungsberechtigt sind 

1. Einwanderinnen und Einwanderer nach einem 
ununterbrochenen rechtmäßigen Aufenthalt von 
fünf Jahren, wobei die Duldung als rechtmäßiger 
Aufenthalt gilt, 

2. Familienangehörige Niederlassungsberechtigter 
entsprechend Artikel 10 Abs. 1 VO EWG 1612/68: 

a) Ehegattinnen und Ehegatten sowie Lebens- 
partnerinnen und Lebenspartner, nüt denen 
der Niederlassungsberechtigte eine Lebensge- 
meinschaft auf Dauer begründet hat einschließ- 
hch solcher Personen, denen als gleichge- 
schlechtliche Lebenspartnerinnen oder Lebens- 
partner aus Rechtsgründen die Eheschließung 
verwehrt ist. 

b) Verwandte in absteigender Linie, die noch 
nicht 21 Jahre alt sind; 


c) Verwandte von Niederlassungsberechtigten 
oder deren Ehegatten in aufsteigender und ab- 
steigender Linie, denen der Niederlassungs- 
berechtigte oder dessen Ehegattin beziehungs- 
weise Ehegatte oder Lebenspartnerin bezie- 
hungsweise Lebenspartner Unterhalt gewäh- 
ren, 

3. Ausländische Familienangehörige von Deutschen, 

4. Personen, die im Besitz einer unbefristeten Auf- 
enthaltserlaubnis nach § 24 des Ausländergeset- 
zes oder einer Aufenthaltsberechtigung nach § 27 
des Ausländergesetzes sind. 

(2) Personen, die im Besitz einer Aufenthaltsgeneh- 
migung für einen vorübergehenden Aufenthalt zu 
Ausbildungszwecken sind, können in begründeten 
Ausnahmefällen die Niederlassungsberechtigung er- 
halten, wenn sie sich seit mindestens fünf Jahren 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten. Der Bundes- 
minister des Innern wird ermächtigt, durch Rechts - 
Verordnung, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. Näheres zu regeln. 


ZWEITER TEIL 

Niederlassungsberechtigung 

§3 

Ununterbrochener Aufenthalt 

Der ununterbrochene Aufenthalt im Bundesgebiet 
wird durch Aufenthalte außerhalb des Bundesge- 
biets 

1. zur Erfüllung der Wehrpflicht (Wehrdienst und Er- 
satzdienst), 

2. bis zur Dauer von sechs Monaten, 

3. während einer Schwangerschaft und nicht länger 
als zwölf Monate nach der Geburt eines Kindes 

4. aus dringenden humanitären Gründen, insbeson- 
dere zur Pflege eines Familienangehörigen im 
Sinne des § 2 Abs. 1 und 2, der erkrankt und 
pflegebedürftig ist, bei einer Dauer von nicht mehr 
als 12 Monaten. 

nicht unterbrochen. 

§4 

Sonstige Ausländerinnen und Ausländer 

(1) Unabhängig von der Dauer ihres inländischen 
Aufenthalts haben Anspruch auf Erteüimg der Nie- 
derlassungsberechtigung 
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1 . heimatlose Ausländerinnen und Ausländer; 

2. Staatenlose; 

3. Asylberechtigte und Flüchtlinge gemäß Artikel 1 
des Abkommens über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. II S. 559) so- 
wie im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen oder 
aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen 
oder pohtischen Interessen nach § 33 Abs. 1 des 
Ausländergesetzes ins Bundesgebiet übernom- 
mene Ausländerinnen und Ausländer. 

(2) Personen, bei denen die Voraussetzungen des 
§ 100 des Ausländergesetzes vorliegen, erhalten die 
Niederlassungsberechtigung. 

(3) . Der Zugang aller nicht in § 2 Abs. 2 genannten 
Familienangehörigen, denen der Niederlassungsbe- 
rechtigte Unterhalt gewährt oder mit denen er im 
Herkunftsland in häushcher Gemeinschaft lebt, wird 
begünstigt. 


DRITTER TEIL 

Sachliche Geltung 

§5 

Freizügigkeit 

(1) Niederlassungsberechtigten wird Freizügigkeit 
gewährt. 

(2) Drittstaatsangehörige, die sich seit fünf Jahren 
rechtmäßig in einem Mitgliedstaat der europäischen 
Union oder einem EWR- Abkommenstaat auf halten 
oder einen der Niederlassungsberechtigung ver- 
gleichbaren Aufenthaltsstatus besitzen und ihre Fa- 
milienangehörigen erhalten nach Maßgabe dieses 
Gesetzes Freizügigkeits- und Aufenthaltsrechte wie 
Niederlassungsberechtigte. 

§6 

Berufsfreiheit 

(1) Niederlassungsberechtigte sind in bezug auf 
selbständige und unselbständige Erwerbstätigkeit 
sowie Berufsausbildung Deutschen gleichgestellt. 
Sie bedürfen keiner Arbeitserlaubnis. 

(2) Von der Gleichstellung sind ausgenommen die 
Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung im 
Sinne des Artikels 48 Abs. 4 EGV und die Ausübung 
öffentlicher Gewalt im Sinne des Artikels 55 EGV. 

Sozialer Schutz 

(1) Niederlassungsberechtigte werden hinsichüich 
der Sozialversicherung Deutschen gleichgestellt und 
erhalten entsprechend Artikel 7 Abs. 2 VO EWG 
1612/68 dieselben steuerlichen und sozialen Vergün- 
stigungen wie Deutsche. 


(2) Drittstaats angehörige, die in einem anderen 
EU- oder EWR-Staat oder in einem Staat, mit dem ein 
zwischenstaatliches Abkommen besteht, soziale 
Rechte erworben haben, werden Deutschen gleich- 
gestellt. 

(3) Niederlassungsberechtigte, die sich ins Ausland 
begeben, werden in bezug auf die in Deutschland 
erworbenen sozialen Rechte wie Deutsche behan- 
delt. 

§8 

Ausbildung, Erziehung, Befähigungsnachweise 

(1) Niederlassungsberechtigte haben zu öffent- 
lichen Schulen, höheren Lehranstalten und Hoch- 
schulen gleichen Zugang wie Deutsche. 

(2) Niederlassungsberechtigte haben wie Deutsche 
Anspruch auf Ausbildungsförderung. An den Mitteln 
zur Förderung Begabter sind sie entsprechend zu be- 
teiligen. 

(3) Niederlassungsberechtigte haben wie EU- An- 
gehörige Anspruch auf Anerkennung von im Aus- 
land erworbenen Befähigungsnachweisen, soweit 
diese den geforderten inländischen Nachweisen ver- 
gleichbar sind. 

§9 

Demokratische Rechte 

Niederlassungsberechtigte genießen Vereini- 
gungsfreiheit, Versammlungsfreiheit und das Recht 
auf politische Betätigung. Nach entsprechender Än- 
derung des Grundgesetzes erhalten sie auch das 
Wahlrecht. 

§ 10 

Ausweise 

(1) Niederlassungsberechtigte erhalten eine von 
deutschen Behörden ausgestellte Bescheinigung. Die 
am jeweiligen Niederlassungsort für deutsche Per- 
sonalausweise geltenden Vorschriften sind entspre- 
chend anzuwenden. 

(2) In der Bescheinigung ist zu vennerken, daß die 
Inhaberin oder der Inhaber niederlassungsberechtigt 
ist. Die Eintragung ist für alle Behörden und Dienst- 
stellen des Bundes und der Länder verbindlich. 

(3) Auf Antrag erhalten Niederlassungsberechtigte 
einen Fremdenpaß, wenn der Staat, dessen Staatsan- 
gehörigkeit der Antragsteller besitzt, die Paßausstel- 
lung oder -Verlängerung verweigert. 

(4) Von Niederlassungsberechtigten werden keine 
Gebühren für die Erteilung der Niederlassungsbe- 
rechtigung erhoben. Die Ausstellung eines Fremden- 
passes erfolgt gegen Entrichtung eines Beitrages, der 
die Ausstellungsgebühr von Reisepässen von Inlän- 
dern nicht übersteigen darf. 
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VIERTER TEIL 

Erlöschen des Niederlassungsrechts 

§ 11 

Erlöschungsgründe 

Das Niederlassungsrecht endet nur 

1. durch Rücknahme (§ 12), 

2. durch Auswanderung, 

3. durch Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit. 

§12 

Rücknahme 

Das Niederlassungsrecht kann nur zurückgenom- 
men werden, wenn die Rechtsverleihung aus den 
Gründen des § 48 Abs. 2 Satz 3 des Verwaltungsver- 
fahrensgesetzes rechtswidrig war und nicht länger 
als drei Jahre zurückhegt. 

§ 13 

Ausweisung, Auslieferung 

(1) Die Ausweisung Niederlassungsberechtigter ist 
unzulässig. 

(2) Eine Auslieferung findet nur statt, soweit völ- 
kerrechthche Vereinbarungen eine Ausheferung 
zwingend vorschreiben. Die Ausheferung von poh- 
tisch Verfolgten und anerkannten Flüchtlingen sowie 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern während 
des laufenden Asylverfahrens ist nicht zulässig. Die 
Überstehung an einen internationalen Gerichtshof 
auf Grund einer zwischenstaathchen Vereinbarung 
gemäß Artikel 24 des Grundgesetzes bleibt hiervon 
unberührt. 

§ 14 

Wiederkehroption 

(1) Niederlassungsberechtigte haben nach einem 
ununterbrochenen Aufenthalt von fünf Jahren ein 
Recht auf Wiederkehr bis zu fünf Jahren nach ihrer 


Auswanderung aus Deutschland. Die Niederlas- 
sungsberechtigung lebt mit erlaubter Wiedereinreise 
auf. 

(2) Minderjährige erhalten ein Recht auf Wieder- 
kehr bis zu fünf Jahren nach Erreichen ihrer Volljäh- 
rigkeit, sofern sie sich mindestens fünf Jahre in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgehalten haben. 


FÜNFTER TEIL 

Verfahren 

§ 15 

Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Die Niederlassungsberechtigung wird auf 
schrifthchen Antrag der Ausländerin oder des Aus- 
länders erteüt. 

(2) Über die Rücknahme der Niederlassungsbe- 
rechtigung entscheidet diejenige Behörde, die für die 
Erteilung zuständig war. Die Entscheidung ergeht im 
förmlichen Verfahren nach den §§ 63 ff. des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes. 

(3) Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften zu diesem Gesetz. 

§16 

Beratungspflicht und Herstellungsanspruch 

Personen ohne deutschen Paß haben einen An- 
spruch auf umfassende Beratung. Sie sind auf günsti- 
gere Gestaltüngsmöglichkeiten, insbesondere auf 
die Inanspruchnahme dieses Gesetzes, hinzuweisen. 
Unterbleibt dies, sind sie so zu stellen, wie sie stehen 
würden, wären sie umfassend beraten worden. 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 17. März 1997 


Gern Özdemir 
Amke Dietert-Scheuer 
Volker Beck (Köln) 

Christa Nickels 
Gerald Hafner 
Rezzo Schlauch 
Manfred Such 
Dr. Antje Vollmer 
Joseph Fischer (Frankfurt) 

Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


5 



Drucksache 13/7416 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Ausgangslage 

1, Gegenwärtig leben in der Bundesrepublik 
Deutschland über sieben Millionen Ausländerin- 
nen und Ausländer. Der Anteil der Ausländerin- 
nen und Ausländer an der Gesamtbevölkerung 
entspricht etwa 8,6%. Dies ist das Ergebnis eines 
sich kontinuierlich verfestigenden Einwande- 
rungsprozesses. Als ausländische Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer (sog. Gastarbeiter) von der 
deutschen Wirtschaft in die Bundesrepublik 
Deutschland geholt wurden, war eine zeitliche be- 
fristete Arbeitswanderung beabsichtigt. Tatsäch- 
lich hat sich jedoch bis heute ein unumkehrbarer 
Einwanderungsprozeß vollzogen, der dazu führt, 
daß sich auch in diesem Land eine ethnische Mi- 
noritätenbevölkerung auf Dauer herausbildet. Da- 
mit steht die Bundesrepublik Deutschland in einer 
Reihe mit allen anderen westeuropäischen Län- 
dern und den klassischen Einwanderungsländem 
USA, Kanada und Australien. 

Diese gesellschaftliche Realität wird bis heute ge- 
leugnet. Die politisch Verantwortlichen halten an 
einem „Deutschland der Deutschen", womit ein 
Deutschland der Deutschstämmigen gemeint ist, 
fest. Noch immer wird die offizielle Leitlinie in 
dem Satz ausgedrückt: „Die Bundesrepubhk ist 
kein Einwanderungsland." Die darin zum Aus- 
druck kommende Verleugnung gesellschaftlichen 
Wandels bestimmt nicht nur die Regelungen des 
Ausländergesetzes, sondern einer Vielzahl weite- 
rer Gesetze, welche in die Bundesrepublik einge- 
wanderten Menschen einen Status minderen 
Rechtes zuweist. Der Widerspruch zwischen dieser 
Behauptung, deren Langlebigkeit auch in der nor- 
mativen Festlegung begründet ist - „Die Bundes- 
republik SOU kein Einwanderungsland sein" - und 
der Realität ist offensichtlich. Er wird jedoch z.T. 
durch die Ungleichbehandlung der Eingewander- 
ten aufgrund völkischer Gesichtspunkte verdeckt, 
denn Personen, denen das Bundesvertriebenenge- 
setz einen Status zuerkennt, gelten nicht als Ein- 
wanderinnen und Einwanderer und genießen un- 
mittelbar mit Ihrer Anerkennung die voUen Bür- 
gerrechte. 

Im Gegensatz zu dieser Gruppe werden die Ein- 
wanderinnen und Einwanderer nichtdeutscher 
Abstammung als „Ausländer" einer Sondergesetz- 
gebung unterworfen und sind von der voUen Parti- 
zipation an Gütern und Rechten ausgeschlossen. 
Sie werden rechtlich und in der politischen 
Planung weiterhin wie Menschen behandelt, die 
sich nur vorübergehend in der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten und deren „eigentlicher" 
Lebensmittelpunkt in einem anderen Staat liegt. 
Diese Sicht wird am deutlichsten widerlegt durch 


die Lage der Menschen - fälschlich weiterhin als 
„Gastarbeiter" bezeichnet -, die selbst, deren 
Eltern oder Großeltern im Zeitraum zwischen 1955 
und 1973 aus Anwerbeländem eingereist sind. 
Von ihnen lebten bereits 1993 über 70% mehr als 
zehn Jahre ununterbrochen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Aber auch für eine große Zahl der in Deutschland 
lebenden Flüchtlinge und ihrer Kinder ist wegen 
der andauernden Verfolgungs Situation in ihren 
Herkunftsländern überdeutlich, daß ihr Lebens- 
mittelpunkt nicht nur in der unmittelbaren Gegen- 
wart, sondern für einen unbestimmten Zeitraum in 
der Bundesrepublik Deutschland liegen wird. 

In diesen Fällen ist mit der Erteilung einer Nieder- 
lassungsberechtigung aus pohtischen und huma- 
nitären Gründen rechtliche Normalität für diese 
Personen herzustellen. 

Das Vorenthalten voller sozialer, kultureller, öko- 
nomischer und politischer Rechte für etwa 8,6% 
der Gesamtbevölkerung hat negative Auswirkun- 
gen für diese Bevölkerungsgruppe selbst, aber 
auch für die deutschen Staatsbürgerinnen und 
-bürger sowie für die politische Kultur und die 
Demokratie in unseren Land. Die im vererbbaren 
Status der „Ausländer" Gehaltenen erbringen 
einerseits dauernd Leistungen für den Bestand 
und den Wohlstand dieses Landes; sie werden 
andererseits in ihrer Erwartung enttäuscht, daß 
sich in einem demokratischen Land aus der Parti- 
zipation an Pflichten und Leistungen auch eine 
gleichberechtigte Partizipation an Gütern und 
Rechten ergibt. Für sie gilt weiterhin eine einge- 
schränkte Sicherheit des Aufenthalts, weshalb sie 
in der Planung ihrer Zukunft in der Bundesrepu- 
blik Deutschland verunsichert sind. Daraus kann 
sich eine ambivalente Einstellung zu dem Staat er- 
geben, in dem sie leben. Auch kann dies zu einer 
resignativen Einstellung hinsichtlich ihrer Chan- 
cen führen, das gemeinschaftliche Leben in die- 
sem Staat beeinflussen zu können. Beide Einstel- 
lungskomponenten, die sich zwangsläufig aus 
ihrer diskriminierenden Behandlung durch Aus- 
ländergesetz und -politik ergeben, werden den 
Eingewanderten zum Vorwurf gemacht und die- 
nen wiederum als Vorwand für den fortdauernden 
Ausschluß von den Bürgerrechten. 

Die politisch-juristische Behandlung Eingewan- 
derter als „Gäste" und Menschen, die Pflichten zu 
erfüllen, aber keine voUen Bürgerrechte haben, 
hat Rückwirkungen auf die EinsteUung der deut- 
schen Staatsbürgerinnen und -bürger. Zwar sind 
Spannungen und rassistische Ausschreitungen 
auch in Ländern zu beobachten, wo Menschen un- 
terschiedlicher Herkunft gleiche Rechte besitzen. 
Ebenso unbestreitbar ist aber auch, daß ein un- 
gleicher Rechtsstatus die Kooperation zwischen 
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Bevölkerungsgruppen behindert und feindlichen 
Einstellungen und Handlungen gegenüber der 
Minderheit den Schein der Legitimität verleiht. 
Die Bekämpfung von Ausländerfeindlichkeit und 
Rassismus bedarf daher der Anerkennung des 
Faktums der Einwanderung durch Pohtik und die 
Justiz. Eines der schweren Versäumnisse der alten 
Bundesrepublik Deutschland vor 1990 war es, daß 
sie diese Anerkennung nicht politisch und juri- 
stisch durch die Gewährung der vollen Gleichbe- 
rechtigung vollzogen hat. 

Unter der fortdauernden Existenz ungleichen 
Rechtes und des Ausschlusses eines beträcht- 
hchen und noch wachsenden Anteils der Bevölke- 
rung von der Beteiligung am pohtischen Leben 
leidet die politische Kultur der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt. Die Demokratie lebt da- 
von, daß niemand für längere Zeit von den Bürger- 
rechten und dem politischen Meinungsbildungs- 
und Entscheidungsprozeß ausgeschlossen ist. Ge- 
rade in einer Zeit zunehmender globaler Aufga- 
ben und Bedrohungen ist es ein Anachronismus, 
ganze Bevölkerungsgruppen von der Lösung die- 
ser Probleme auszuschließen. Denn dies stellt 
nicht nur eine Menschenrechtsverletzung dar, 
sondern beraubt das Einwanderungsland der not- 
wendigen Beteiligung der Ausgeschlossenen an 
der Lösung der Probleme. Hinzu konunt, daß 
durch den Ausschluß der Eingewanderten die Ge- 
samtbevölkerung nicht mehr durch die pohtischen 
Entscheidungen der Legislative „repräsentiert" 
wird. Dies gilt nicht nur im quantitativen Sinne, 
sondern auch in bezug auf die soziale Ausgewo- 
genheit. 

2. Spätestens seit 1982 gingen alle Parteien und viele 
Verbände davon aus, daß eine Neukodifizierung 
des Ausländerrechts erforderhch ist. Das Auslän- 
dergesetz aus dem Jahre 1965, das im Deutschen 
Bundestag einstimmig angenommen worden war, 
knüpfte in seinen wesenthchen inhaltlichen Be- 
stimmungen an die Ausländerpohzeiverordnung 
aus dem Jahre 1938 an. Konstitutiv war für dieses 
Gesetz die Trennung zwischen Fremden und 
Deutschen und die systematische Verwehrung von 
Rechtsansprüchen für Ausländerinnen und Aus- 
ländem. Das Gesetz diente vorwiegend als ökono- 
misches Instrument, um die Einreise und „Rück- 
fühmng" von Ausländerinnen und Ausländern je 
nach Bedarf zu reguheren. 

Mit der kurz vor der Vereinigung Deutschlands 
im Jahre 1990 vorgenommenen Novelherung des 
Ausländergesetzes wurde die Chance vertan, für 
die neue, größere Bundesrepublik Deutschland 
ein ziviles Recht zu kodifizieren, das für Aus- 
länderinnen und Ausländer weitgehend die Bür- 
gerrechte verwirklicht. 

Der obrigkeitsstaathche, ja pohzeihche Charakter, 
der bereits das Ausländergesetz aus dem Jahre 
1965 prägte, wird auch im neuen Recht beibehal- 
ten. Ausländerinnen und Ausländer werden nach 
wie vor ordnungsrechtlich als „Störer" begriffen; 
die gesetzlichen Maßnahmen dienen der Gefah- 
renabwehr. Diese Regelungen übernehmen in ver- 
fehlter Weise die alte Philosophie des Ausländer- 


gesetzes aus dem Jahre 1965, das davon ausging, 
daß Ausländerinnen und Ausländer sich jeweüs 
nur kurzfristig in der Bundesrepublik Deutschland 
aufh alten. 

Das Ausländergesetz von 1990 trägt der veränder- 
ten Situation nach 40 Jahren Migration nur sehr 
unvollkommen Rechnung. Immer noch gibt auch 
das neue Ausländergesetz den alten Kategorien 
eines übergeordneten staathchen Interesses an 
Kontrolle und Aufsicht den Vorrang vor einer 
rechthchen Gleichberechtigung der in der Bun- 
desrepublik Deutschland lebenden Ausländerin- 
nen und Ausländer. Der Einwanderungsprozeß 
wird ignoriert, ja geleugnet. 

Das derzeitige Ausländergesetz enthält gesetz- 
liche Bestimmungen, die der Aufenthaltsverfesti- 
gung dienen sollen. Es sollte zu größerer Rechts- 
und damit Planungs Sicherheit führen. Hiemnter 
fallen z. B. die Regelungen über die unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis, die die Weisungen der all- 
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausfühmng 
des Ausländergesetzes 1965 bestätigen. Anderer- 
seits wird der Kreis der Begünstigten eingeengt, 
indem zu den Anfordemngen der Weisungen zu- 
sätzhche Anspruchsvoraussetzungen nomüert 
werden. Zusätzlich eingeführt wurde die Anbin- 
dung des Wohnraumerfordemisses an die Maß- 
stäbe des § 17 Abs. 4 und der Vorbehalt, daß „kein 
Ausweisungsgrund vorhegt" (vgl. Dr. Fritz Franz, 
Ausländerrecht auf Kolhsionskurs mit der Verfas- 
sung, Gutachten zur Verfassungsmäßigkeit des 
Ausländergesetzes 1990). Eine Verschlechtemng 
gegenüber dem alten Recht ist auch der generelle 
Ausschluß arbeitsloser Ausländerinnen und Aus- 
länder von dem Rechtsanspruch auf Erteilung 
einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis, wenn 
der Unterhalt nicht anderweitig gesichert ist. 
Schheßlich stellt auch das Erfordernis, daß minde- 
stens 60 Monate Pfhchtbeiträge oder vergleich- 
bare Leistungen zur Alters- Invahden- und Kran- 
kenversicherung erbracht sein müssen, eine Neu- 
regelung gegenüber dem vormals geltenden Recht 
dar. Diese Einschränkungen erfassen einen nicht 
unerhebUchen Teil der ausländischen Wohnbe- 
völkerung. 

VöUig unzureichend sind auch die Regelungen 
des § 19 zum eigenständigen Aufenthaltsrecht des 
nachgezogenen Ehegatten. Erst nachdem die Ehe 
vier Jahre (in Ausnahmefällen drei Jahre) bestan- 
den hat, wird dem nachgezogenen Ehegatten ein 
eigenständiges Aufenthaltsrecht gewährt. Bis da- 
hin ist das Aufenthaltsrecht vom Bestand der Ehe 
abhängig. Dies führt zur Abhängigkeit des Ehe- 
gatten ohne eigenständiges Aufenthaltsrecht. So 
kommt es zu Fällen, in denen sich mißhandelte 
Frauen nicht von ihren Ehemännern trennen kön- 
nen, da ihnen sonst die Ausweisung droht. Diese 
Regelung führt ebenfalls nicht zu Rechtssicher- 
heit. 

Nach wie vor sind in Deutschland lebende Aus- 
länderinnen und Ausländer, insbesondere die aus 
Nicht-EU-Staaten, von vielen beruflichen Wegen 
ausgeschlossen. Aufenthaltsregelungen bleiben 
hinter dem Standard des Ausländergesetzes 1965 
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zurück, ein Niederlassungsrecht wird abgelehnt. 
In der pohtischen Betätigung und im Datenschutz 
werden bestehende Ungleichheiten verschärft 
und neue Tatbestände geschaffen, die den Graben 
zwischen der deutschen und nichtdeutschen Be- 
völkerung vertiefen. Die Vorschriften verletzen 
zum Teil Artikel 2 Abs. 1 Grundgesetz, weü das 
Recht der zur festansässigen Wohnbevölkerung 
zählenden ausländischen Mitgheder der Gesell- 
schaft auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit 
nicht die von der Verfassung geforderte Anhebung 
erfährt (vgl.Franz, ebenda) . 

Das durch das geltende Ausländergesetz unge- 
löste Ausgangsproblem der alten Bundesrepublik 
Deutschland, die Weigerung, anzuerkennen, daß 
die Bundesrepublik Deutschland ein Einwande- 
rungsland ist, stellt sich im vereinigten Deutsch- 
land in zugespitzter Form. Es ist erforderlich, bal- 
digst das politisch und rechtlich verfehlte Auslän- 
dergesetz von 1990 aufzuheben und durch Rege- 
lungen zu ersetzen, die problemadäquat sind. Es 
geht daher um die Kodifizierung eines Gesamt- 
konzeptes, das die Zuwanderungspolitik human 
und liberal regelt. Nur so können soziale Konflikte 
gelöst werden. 

Der Bund hat demnach die Gesetzgebungskompe- 
tenz zum Erlaß eines Niederlassungsgesetzes. 

11. Der Gesetzentwurf in seinen Grundzügen 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist von zwei Leitge- 
danken getragen: 1. Gleichbehandlung aller Nieder- 
lassungsberechtigter einschließlich freizügigkeitsbe- 
rechtigter Bürgerinnen und Bürger der Mitghedstaa- 
ten der EU bzw. der Abkommenstaaten des EWR und 
somit Ablehnung von völkischen Kriterien („Abstam- 
mung", „Bekenntnis zum Deutschtum"); 2. Gewäh- 
rung sämtlicher Rechte für alle legal in der Bundes- 
republik Deutschland Lebenden nach einer Über- 
gangszeit, nach der für Eingewanderte wie für die 
Gesellschaft deutlich ist, daß die Bundesrepublik 
Deutschland nicht nur vorübergehender Aufenthalts- 
ort, sondern Lebensmittelpunkt ist. 

Die notwendige Herstellung der Rechtsgleichheit 
wird durch das Rechtsinstitut der Niederlassungsbe- 
rechtigung gewährleistet. Niederlassungsberechtigt 
sind alle Ausländerinnen und Ausländer nach einem 
rechtmäßigen Aufenthalt von fünf Jahren. Unabhän- 
gig von der Dauer des inländischen Aufenthalts er- 
halten Familienangehörige, sowie Asylberechtigte, 
heimatlose Ausländer und Staatenlose die Niederlas- 
sungsberechtigung als eigenständiges Recht. 

Niederlassungsberechtigte haben wie Deutsche Ver- 
einsfreiheit, Versammlungsfreiheit und das Recht auf 
politische Betätigung. Sie erhalten eine von deut- 
schen Behörden ausgestellte Bescheinigung und 
werden - soweit verfassungsrechthch zulässig - in 
allen wesentlichen Rechten den Deutschen gleich- 
gestellt. Eine Wiederkehroption innerhalb von fünf 
Jahren sichert die erworbene Rechtsposition. 

Die Niederlassung soU auch nicht dazu führen, daß 
Menschen höchster Spezialisierung und Ausbüdung 
oder mit hoher finanzieller Investition aus Ländern 


abgezogen werden, die diese Menschen zu ihrer 
eigenen Entwicklung dringend benötigten. Dies be- 
trifft auch Ausländerinnen und Ausländer, die sich 
zu Studienzwecken oder einer anderweitigen Berufs- 
ausbildung in Deutschland aufhalten. Diese Form 
von Einwanderung verschlechtert die Lage weniger 
entwickelter Länder gegenüber dem reichen Norden 
und erhöht damit indirekt weitere Wanderungsbewe- 
gungen aus diesen Ländern. Aus diesem Grunde 
werden Studienzeiten, die in Deutschland absolviert 
wurden, - abgesehen von Härtefällen - nur als Er- 
messensentscheidung zur Erlangung der Niederlas- 
sungsberechtigung angerechnet. 

Die Bejahung der Niederlassung muß zur Selbstver- 
pflichtung des bundesdeutschen Staates führen, den 
Eingewanderten alle Hilfen zu einer raschen Integra- 
tion zu bieten. Diese liegt offensichthch sowohl im 
Interessen der Eingewanderten wie im Interesse der 
gesamten Bundesrepublik Deutschland. 

B. Einzelbegründungen 

Zu § 1 (Ziel des Gesetzes) 

Absatz 1 nennt das Ziel des Gesetzes. Es soll ein 
sicherer Auf enthats Status, der insbesondere gegen 
Ausweisung schützt, geschaffen werden; zudem soll 
das Recht auf Familiennachzug garantiert werden. 
Absatz 2 geht von dem Grundsatz der Gleichbehand- 
lung von Inländern und Niederlassungsberechtigten 
aus, unabhängig von der Staatsangehörigkeit. Diese 
Regelung erfaßt alle Lebensbereiche und ist somit 
eine Konkretisierung des Gleichheitsrechtes nach 
Artikel 3 Grundgesetz. Ausnahmen bestehen jedoch 
nach Völkerrecht, wie z. B. für Diplomaten, und in 
einigen Bereichen, in dem die deutsche Staatsange- 
hörigkeit zwingendes verfassungsrechthches Erfor- 
dernis ist, wie das Wahlrecht zum Deutschen Bun- 
destag und zu den Landtagen. 

Zu § 2 (Personenkreis) 

Diese Vorschrift bestimmt den Personenkreis der 
Niederlassungsberechtigten. Voraussetzung der Nie- 
derlassungsberechtigung ist nach Absatz 1 grund- 
sätzhch ein fünfjähriger rechtmäßiger Aufenthalt, 
wobei die Duldung - im Gegensatz zum Ausländer- 
gesetz - auch als rechtmäßiger Aufenthalt zählt Da- 
nüt wird sichergestellt, daß auch Personen mit einem 
faktisch erlaubten Aufenthalt nicht benachteüigt 
werden. Der Personenkreis, der als Familienange- 
hörige ebenfalls eine Niederlassungsberechtigimg 
erhält, wird gegenüber §§16 ff. Ausländergesetz, der 
nur auf die Kemfamüie abstellt, erweitert. Die Rege- 
lung orientiert sich an dem für freizügigkeitsberech- 
tigte EG -Angehörige geltenden Recht, Artikel 10 
Abs. 1 Verordnung 1612/68. Eingeschlossen werden 
demnach die Ehepartner und Lebenspartner, ein- 
schheßlich solcher, denen aus Rechts gründen die 
Eheschließung verweigert wird. Dies sind neben Les- 
ben und Schwulen insbesondere solche, denen in 
ihrem Heimatland grundsätzhch die rechtliche Mög- 
hchkeit einer Scheidung und damit eine spätere er- 
neute Heirat verwehrt wird. Verwandte in absteigen- 
der Linie, die noch nicht 21 Jahre alt sind, sind neben 
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den Kindern auch Enkelkinder. Bei den in Nununer 3 
genannten Verwandten in auf- und absteigender 
Linie ist die tatsächliche Unterhaltsgewährung ent- 
sprechend dem Gemeinschaftsrecht ausreichend; es 
kommt daher nicht auf eine rechüiche Unterhaltsver- 
pfhchtung an. Ausländische Familienangehörige von 
Deutschen werden Famüienangehörigen von Nieder- 
lassimgsberechtigten gleichgestellt. Damit wird die 
sog. Inländerdiskriminierung von Deutschen besei- 
tigt. Nach geltendem Recht ist z. B. der Nachzug der 
Eltern des ausländischen Ehepartnern nur unter der 
äußerst restriktiven Regelung des § 22 Ausländerge- 
setz möghch, d. h. nur bei Vorhegen einer außerge- 
wöhnüchen Härte. 

Absatz 2 regelt, daß Personen, die eine unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis oder eine Aufenthaltsberechti- 
gung, die frühestens nach fünfjährigem Aufenthalt 
gewährt wird, besitzen, automatisch eine Niederlas- 
simgsberechtigung erhalten. 

Nach Absatz 3 können auch Personen, die ledigüch 
zu Ausbildimgszwecken ein Aufenthaltsrecht erhal- 
ten haben, in begründeten Ausnahmefällen ebenfalls 
eine Niederlassungsberechtigung erhaUten. Diese 
Einschränkung ist nötig, um einem „brain drain" ent- 
gegenzuwirken, der sich gerade bei Entwicklimgs- 
ländem nachteihg auswirkt. In der Rechtsverord- 
nung soUen die Einzelheiten festgelegt werden, wo- 
nach die Interessen der Herkimftsländer und die der 
Personen angemessen zu berücksichtigen sind. 


Zu § 3 (Ununterbrochener Aufenthalt) 

Von dem ununterbrochenen fünfjährigen Aufenthalt 
als Voraussetzung für eine Niederlassungsberechti- 
gung kann - in weitgehender Übereinstimmung mit 
dem Gemeinschaftsrecht (Artikel 6 RL 68/360) - in 
den genannten Fällen abgesehen werden. Darüber 
hinaus ist auch bei dringenden humanitären Grün- 
den, wie die Pflege eines Familienangehörigen, ein 
Aufenthalts außerhalb des Bundesgebietes unschäd- 
üch. 


Zu § 4 (Sonstige Ausländerinnen und Ausländer) 

Nach den Absätzen 1 und 2 dieser Regelimg erhalten 
bestimmte Personen, unabhängig von der Dauer 
ihres Aufenthalts ebenfalls eine Niederlassungsbe- 
rechtigung. Hiermit werden insbesondere Personen 
aus humanitären Gründen, auch Kontingent- und 
Bürgerkriegsflüchtlinge, begünstigt. 

Die in Absatz 3 genannten sonstigen Famihenange- 
hörigen, d. h. Verwandte der Nebenlinie (Geschwi- 
ster) haben zwar auf eine Niederlassungsberechti- 
gung keinen Anspruch, sollen aber entsprechend dem 
Gemeinschaftsrecht (Artikel 10 Abs. 2 VO 1612/68) 
begünstigt werden. 


Zu § 5 (Freizügigkeit) 

Absatz 1 enthält die klarstellende Regelimg, daß Nie- 
derlassungsberechtigte Freizügigkeit genießen, d. h. 
sich unbeschränkt im Bundesgebiet bewegen und 


auch unbeschränkt eine unselbständige wie selb- 
ständige Erwerbstätigkeit ausüben können. 

Nach Absatz 2 sollen Drittstaatsangehörige, die be- 
reits in einem anderen EG- oder EWR- Staat einen 
verfestigten Aufenthaltsstatus haben, ein Gemein- 
schaftsangehörigen vergleichbares Recht auf Frei- 
zügigkeit erhalten. Angesichts der fortgeschrittenen 
Integration der Gemeinschaft und der Mobüität kann 
in einem Europa der Bürger kein Unterschied mehr 
zwischen Gemeinschaftsangehörigen und Dritt- 
staatsangehörigen mit verfestigtem Aufenthalt ge- 
macht werden. Demnach sollen auch Drittstaatsan- 
gehörige die gleichen Rechte wie EG-Angehörige er- 
halten. Diese Regelung geht zwar über das geltende 
Gemeinschaftsrecht hinaus, soll jedoch Signalwir- 
kung für die übrigen EG-Mitgüedstaaten haben und 
damit deutiich machen, daß ein notwendiger Rege- 
lungsbedarf innerhalb der Gemeinschaft besteht. 
Hierzu hegen bereits entsprechende Vorschläge der 
Europäischen Kommission vor. 


Zu § 6 (Berufsfreiheit) 

In Absatz 1 wird der Grundsatz festgelegt, daß Nie- 
derlassungsberechtigte hinsichtüch ihrer Berufsaus- 
übung Deutschen, sowohl hinsichtüch einer unselb- 
ständigen als auch selbständigen Tätigkeit gleichge- 
stellt werden. Die Erteilung einer Arbeitserlaubnis 
wird damit überflüssig. Eine Ausnahme besteht le- 
digüch für die Beschäftigung in der öffentüchen Ver- 
waltung oder bei der Ausübung öffentücher Gewalt. 
Diese Ausnahme ist jedoch entsprechend dem Ge- 
meinschaftsrecht eng auzulegen, so daß nur die Aus- 
übung hoheitücher Gewalt Deutschen Vorbehalten 
bleibt. 


Zu § 7 (Sozialer Schutz) 

Obwohl Niederlassungsberechtigte in der Sozialver- 
sicherung bereits weitgehend Deutschen gleichge- 
steUt sind, bestehen z. B. noch Unterschiede in der 
Arbeitslosenversicherung oder bei den Sozialver- 
sicherungswahlen; daher ist eine Gleichbehandlung 
erforderüch. Von besonderer Bedeutung in Absatz 1 
ist die GleichsteUung hinsichtüch der steuerüchen 
und sozialen Vergünstigungen, die bereits EG-Ange- 
hörigen nach Artikel 7 Abs. 2 VO 1612/68 gewährt 
wird. Der Begriff soziale Vergünstigungen ist durch 
die Rechtsprechung des EuGH umfassend bestimmt 
worden; er bezieht auch z. B. die GleichsteUung hin- 
sichthch der Sozialhilfe imd der Ausbildungsförde- 
rung sowie auf Länderebene gewährte Leistungen, 
wie z. B. das Landeserziehungsgeld in Baden- Würt- 
temberg und Bayern, das bisher Drittstaats angehöri- 
gen verweigert wird, ein. 

Durch die Regelung in Absatz 2 werden Drittstaats - 
angehörige, die sich in einem anderen Mitgüedstaat 
der Europäischen Union oder des EWR aufgehalten 
haben in das europäische System zur sozialen Siche- 
rung der Wanderarbeitnehmer sowie in die be- 
stehenden bilateralen Abkommen einbezogen. Nach 
der bisherigen Regelung werden Rechte, die in 
einem anderen EU-/Vertragsstaat in der Sozialver- 
sicherung erworben wurden, in Deutschland nicht 
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berücksichtigt; so können z. B. Wartezeiten für deut- 
sche Leistungen der Sozialversicherung nicht durch 
Zeiten im Ausland erfüllt werden. Wie die Regelung 
zu § 5 hat dies eine Signalfunktion für andere Mit- 
ghedstaaten. Drittstaatsangehörige, die in der EU 
wohnen und arbeiten, werden so behandelt, als ob 
sie von den Verträgen begünstigt werden. 

Absatz 3 stellt klar, daß Drittstaatsangehörige, die in 
der Bundesrepubhk Deutschland soziale Rechte er- 
worben haben und die sich ins Ausland begeben, so 
gesteht werden wie Deutsche. Damit wird die Un- 
gleichbehandlung z. B. im Rentenrecht ~ Drittstaats- 
angehörige erhalten nur 70% ihrer Rente, wenn sie 
ihren Wohnsitz wieder ins Ausland verlegen ~ besei- 
tigt. 


Zu § 8 (Ausbildung, Erziehung, Befähigungs- 
nachweise) 

Die Absätze 1 und 2 enthalten lediglich eine Klarstel- 
lung: die Gleichstellung in der Ausbüdungsförde- 
rung wird bereits durch § 7 Abs. 1 erfaßt. 

Absatz 3 regelt - entsprechend dem Gemeinschafts- 
recht, die Anerkennung von im Ausland erworbenen 
Befähigungsnachweisen. Bisher wird gerade bei 
Drittstaatsangehörigen die Anerkennung ihrer Di- 
plome und Ausbildung verweigert. 


Zu § 9 (Demokratische Rechte) 

Nach geltendem Recht genießen ausländische Perso- 
nen weitgehend die in Satz 1 genannten Rechte der 
Vereinigungs-, Versammlungsfreiheit und das Recht 
auf politische Betätigung. Allerdings sind sie vom 
Wahlrecht ausgeschlossen, auch kann nach § 37 
AuslG die politische Betätigung eingeschränkt oder 
unterbunden werden § 9 schreibt die Gleichbehand- 
lung vor, kann aber wegen einer erforderlichen 
Änderung des Grundgesetzes keine Gleichbehand- 
lung hinsichtlich des Wahlrechtes vorsehen. Daher 
SOU nüt Satz 2 der Gesetzgeber zu einer entsprechen- 
den Änderung des Gnmdgesetzes aufgefordert wer- 
den. 


Zu § 10 (Ausweise) 

Die Absätze 1 bis 3 enthalten Verwaltungsregelun- 
gen für die AussteUung von Ausweisen. Mit Absatz 4 
wird eine GleichsteUung mit EG -Angehörigen er- 
reicht, die von Gebühren nach § 13 AufenthG/EWG 
befreit sind. 


Zu § 1 1 (Erlöschungsgründe) 

Hier werden drei Erlöschensgründe der Niederlas- 
sungsberechtigimg genannt, nämhch die Rück- 
nahme nach § 12, die Auswanderung und den Er- 
werb der deutschen Staatsangehörigkeit. Eine Aus- 
wanderung hegt vor, wenn der Aufenthalt auf Dauer 
in der Bundesrepublik Deutschland beendet wird. 
Davon ist bei einer längeren Unterbrechung als sechs 
Monate - entsprechend dem Gemeinschaftsrecht - 
auszugehen. Allerdings sind bestimmte, in § 3 ge- 


nannte Ausnahmen zu beachten, die kein Erlöschen 
der Niederlasssungsberechtigung nach sich ziehen. 
Zudem besteht nach § 14 eine Wiederkehr Option. 


Zu § 12 (Rücknahme) 

Die Rücknahme einer rechtswidrig erteilten Nieder- 
lassungsberechtigung ist nur innerhalb von drei Jah- 
ren und nur unter den Voraussetzxmgen des § 48 
Abs. 2 Satz 3 VwVfG möglich. 


Zu § 13 (Ausweisung, Auslieferung) 

Einen absoluten Schutz gegen Ausweisung enthält 
Absatz 1. Nach geltendem Recht gibt es selbst für 
Personen, die seit langer Zeit in der Bundesrepublik 
Deutschland leben, wie den ursprünglich als Ar- 
beitsmigranten angeworbenen und mittlerweile zu 
Einwanderern gewordenen Menschen, keine voll- 
ständige Aufenthaltssicherheit. Dies gilt auch für 
Personen, die in der Bundesrepubhk Deutschland 
geboren wurden und ihr ganzes Leben hier ver- 
bracht haben. Mit dieser Regelung wird anerkannt, 
daß dieser Personenkreis seinen Lebensmittelpunkt 
in der Bundesrepublik Deutschland hat, in den nicht 
aufgrund der ausländischen Staatsangehörigkeit 
eingegegriffen werden soU. Diese Regelung ver- 
wirkhcht auch Artikel 8 der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention. 

In Absatz 2 wird klargestellt, daß anerkannte Flücht- 
linge einen absoluten Ausweisungsschutz genießen, 
ebenso wie Flüchtlinge während ihres Anerken- 
nungsverfahrens. 

Aufgrund völkerrechtiicher Ausüefenmgsverträge 
wird in bestimmten Fällen eine Ausüeferung - auch 
von pohtisch Verfolgten - zugelassen. Die Ausüefe- 
lung betrifft - im Gegensatz zur Abschiebung - allein 
Straftäter, deren Heimatland im Einzelfall ein Aushe- 
ferungsbegehren an die Bundesrepubhk Deutsch- 
land gesteht hat. Hier ist sicherzusteUen, daß in 
Deutschland aufgrund des Niederlassungsgesetzes 
kein Aushefenmgsschutz z. B. für Kriegsverbrecher 
normiert wird. Die ÜbersteUung - etwa an einen in- 
ternationalen Gerichtshof ist zulässig. 


Zu § 14 (Wiederkehroption) 

Absatz 1 ermöghcht eine Wiederkehr nach fünfjähri- 
gem Aufenthalt in der Bundesrepubhk Deutschland 
und innerhalb von fünf Jahren nach der Auswande- 
rung. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, 
daß die betroffenen Personen regelmäßig erst nach 
einer langen Zeit nach ihrer Auswanderung in der 
Lage sind darüber zu entscheiden, wo sie zukünftig 
leben woUen. Bei Wiedereinreise in die Bundesrepu- 
bhk Deutschland lebt die alte Niederlassungsberech- 
tigung wieder auf. 

Für Minderjährige sieht Absatz 2 eine wesenthche 
Erweiterung der Wiederkehroption nach § 16 AuslG 
vor: sie müssen sich erst fünf Jahre nach ihrer VoU- 
jährigkeit entscheiden. 
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Von der Regelung werden auch EG -Angehörige be- 
günstigt, da nach der VO 1251/70 EWG ein Wieder- 
kehirecht für Nicht- Arbeitnehmer nur innerhalb von 
zwei Jahren besteht. 


Zu § 15 (Zuständigkeit und Verfahren) 

Absatz 1 stellt klar, daß eine Niederlassungsberechti- 
gung nur auf Antrag erteilt wird. Absatz 2 enthält 
eine Regelung über die für die Rücknahme zuständi- 
ge Behörde sowie durch Verweis auf die §§63 ff. 
VwVfG Verfahrensregelungen. Satz 3 enthält eine 
Ermächtigung an den Bundesminister des Innern für 
Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz. 


Zu § 16 (Beratungspflicht und Herstellungsanspruch) 

Diese Vorschrift enthält einen umfassenden An- 
spruch auf Beratung und Auskunftserteilung. Von 
besondere Bedeutung ist der in Satz 2 geregelte Her- 
stellungsanspruch, den die Rechtsprechung der 
Sozialgerichtsbarkeit entwickelt hat. Danach geht 
ein Beratungsmangel nicht zu Lasten des Auslän- 
ders; so führt der unterbliebene Hinweis auf die Be- 
antragung einer Niederlassungsberechtigung dazu, 
daß der Betroffene so gestellt wird, als hätte er die 
Berechtigung beantragt und erhalten. Eine derartige 
Regelung ist angesichts der Kompliziertheit und Un- 
verständlichkeit ausländeirechtlicher Bestimmungen 
unbedingt geboten. 
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